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Steuerart Fälligkeit 1 �Für den abgelaufenen Monat.
2 ��Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für 

den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfrist-
verlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr.

3 �Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldun-
gen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmel-
dungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) 
abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonn-
tag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

4 �Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugs-
ermächtigung erteilt werden.

5 �Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge 
sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des lau-
fenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge 
zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei 
allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. 
Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 24.04.2014) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. 
Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag1 10.04.2014 12.05.2014

Umsatzsteuer2 10.04.2014 12.05.2014

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:

Überweisung3 15.04.2014 15.05.2014

Scheck4 07.04.2014 09.05.2014

Gewerbesteuer entfällt 15.05.2014

Grundsteuer entfällt 15.05.2014

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:

Überweisung3 entfällt 19.05.2014

Scheck4 entfällt 12.05.2014

Sozialversicherung5 28.04.2014 27.05.2014

Kapitalsteuer, Solidaritätszuschlag
Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf 
entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnaus-
schüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen.
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tax
Einführung eines automatisierten Datenabrufs
Neuregelungen zum Kirchensteuerabzugsverfahren

Seit Einführung der Abgeltungsteuer 
im Jahr 2009 setzt der Kirchensteu-
ereinbehalt durch Kredit- und Finanz-
dienstleistungsinstitute einen schriftli-
chen Antrag des Kirchensteuerpflich-
tigen voraus.
Wird der Bank kein entsprechender An-
trag vorgelegt, muss die erhobene Ka-
pitalertragsteuer nach Ablauf des Ka-
lenderjahres zum Zweck der Kirchen
steuerveranlagung gegenüber dem 
Wohnsitzfinanzamt erklärt werden.
Ab dem 1.1.2015 wird dieses An-
tragsverfahren abgeschafft und ein 
automatisierter Datenabruf über das 
Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) 
eingeführt. Dieser gilt für alle zum Steu-
erabzug vom Kapitalertrag Verpflichte-
ten, sodass auch ausschüttende Ka-
pitalgesellschaften für die Ermittlung 

der Kirchensteuerpflicht ihrer Kapital-
ertragsempfänger verantwortlich sind.
Damit die notwendigen Informationen 
ab 2015 vorliegen, laufen die Vorberei-
tungen bereits seit Anfang dieses Jah-
res. Insbesondere Banken und Spar-
kassen benachrichtigen ihre Kunden 
bereits über das neue Verfahren und 
weisen auf die bevorstehende Daten-
abfrage hin.
Wer vermeiden möchte, dass das 
BZSt seine Religionszugehörigkeit 
auf Anfrage an kirchensteuerabzugs-
verpflichtete Institutionen übermittelt, 
kann bis zum 30.6.2014 von seinem 
Widerspruchsrecht Gebrauch machen 
und beim BZSt einen sog. Sperrver-
merk setzen lassen. Sperrvermerke, 
die nach diesem Ausschlusstermin 
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veranlasst werden, können erst im Fol-
gejahr berücksichtigt werden.
Im Zeitraum vom 1.9.2014 bis 
31.10.2014 müssen die zum Kirchen-
steuerabzug Verpflichteten beim BZSt 
den Religionsstatus der Schuldner per 
31.8.2014 abfragen. Die Mitteilung 
des Merkmals erfolgt verschlüsselt als 
sechsstellige Kennziffer, anhand derer 
die Kirchensteuer über die Finanz-
behörden direkt an die berechtigte 
Religionsgemeinschaft weitergeleitet 
werden kann. Gehört der Schuldner 
der Kapitalertragsteuer keiner steuer
erhebenden Religionsgemeinschaft 
an bzw. hat er der Datenübermittlung 
spätestens zwei Monate vor Datenab-
frage widersprochen (Sperrvermerk), 
übermittelt das BZSt einen sog. Null-
wert.
Für den Fall der Eintragung eines 
Sperrvermerks sind die Kapitalertrags-
empfänger verpflichtet – sofern im Ver-
anlagungszeitraum Kapitalertragsteuer 
einbehalten wurde – eine Steuererklä-
rung beim zuständigen Finanzamt ein-
zureichen und die Kirchensteuer nach-
zuerklären.

Eigene Einkünfte und Bezüge des Unterhaltsberechtigten bei der Ermittlung 
der Höhe einer außergewöhnlichen Belastung

Aufteilbarkeit der Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer

624 € pro Kalenderjahr sind frei

Bei teilweiser betrieblicher Nutzung erfolgt Aufteilung

Aufwendungen für den Unterhalt ge-
genüber einer gesetzlich unterhalts-
berechtigten Person können bis zu 
8.004 € als außergewöhnliche Belas-
tung vom Gesamtbetrag der Einkünfte 
steuermindernd abgezogen werden. 
Hat der Unterhaltsverpflichtete für die 
unterhaltene Person Krankenversi-
cherungs und Pflegeversicherungs 
Beiträge aufgewandt, erhöht sich der 
Höchstbetrag von 8.004 € entspre-
chend um diese geleisteten Beiträge. 
Die Erhöhung tritt allerdings nur dann 
ein, wenn die Beiträge nicht schon als 
Sonderausgaben zu berücksichtigen 
sind (keine Doppelberücksichtigung). 
Hat die unterhaltene Person eigene 
Einkünfte und Bezüge, so vermin-
dert sich der nach den vorgenannten 

Der Große Senat des Bundesfinanz-
hofs (BFH) wird demnächst entschei-
den, ob ein Steuerzahler Aufwendun-
gen für das häusliche Arbeitszimmer 
auch dann steuerlich geltend machen 
kann, wenn er den Raum nur zeitwei-
se für betriebliche/berufliche Zwecke 
nutzt und wie sich der Abzugsbetrag 
dann ggf. berechnet.
Es geht um einen Steuerzahler, der 
ein Einfamilienhaus bewohnt und dort 
auch ein – mit einem Schreibtisch, 

Grundsätzen ermittelte Betrag um den 
Betrag, um den die eigenen Einkünfte 
und Bezüge des Unterhaltsberechtig-
ten den Betrag von 624 € im Kalender-
jahr übersteigen. Bestimmte Bezüge 
aus öffentlichen Mitteln sind gesondert 
zu berücksichtigen. Die Höhe der Ein-
künfte der unterhaltsberechtigten Per-
son ist nach einkommensteuerrechtli-
chen Vorschriften zu ermitteln.
Entgegen der Auffassung der Finanz-
verwaltung mindert das Sächsische 
Finanzgericht die gegenzurechnenden 
eigenen Einkünfte und Bezüge des Un-
terhaltsberechtigten noch zusätzlich 
um dessen Beiträge zur gesetzlichen 
Renten und Arbeitslosenversicherung.
Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden.

Büroschränken, Regalen sowie einem 
Computer ausgestattetes – „häusli-
ches Arbeitszimmer“ nutzt, um von 
dort aus zwei in seinem Eigentum ste-
hende vermietete Mehrfamilienhäuser 
zu verwalten. Die Kosten für das Ar-
beitszimmer machte der Steuerzahler 
bei seinen Einkünften aus der Vermie-
tung der Mehrfamilienhäuser geltend.
Das Finanzamt hatte den Werbungs-
kostenabzug verneint, weil gemisch-
te Aufwendungen für ein häusliches 
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Arbeitszimmer nach der gesetzlichen 
Regelung nicht abgezogen werden 
dürften. Das Finanzgericht hat festge-
stellt, dass der Steuerzahler das Ar-
beitszimmer nachweislich zu 60 % zur 
Erzielung von Einkünften aus Vermie-
tung und Verpachtung genutzt hatte. 
Deshalb könne er 60 % des von ihm 
geltend gemachten Aufwands als Wer-
bungskosten geltend machen, weil der 
BFH im Jahr 2009 für Aufwendungen, 
die sowohl beruflich/betrieblich als 
auch privat veranlasste Teile enthalten, 
kein allgemeines Aufteilungs- und Ab-
zugsverbot normiert hatte.
Der vorlegende Senat des BFH folgt 
dem. Er geht davon aus, dass Aufwen-
dungen für abgeschlossene häusliche 
Arbeitszimmer, die (in zeitlicher Hinsicht) 
nur teilweise beruflich bzw. betrieblich 
genutzt werden, aufzuteilen sind.



Umfang der Steuerbefreiung für 
heilberufliche Leistungen

Kündigung auf Druck Dritter kann gerechtfertigt sein

Nur bei Leistungen 
am Patienten

Wenn schwere wirtschaftliche Schäden drohen

In einem Praxisgemeinschaftsvertrag 
war geregelt, dass der Arzt Dr. A zur 
Mitbenutzung der Praxisräume und 
zur Inanspruchnahme der Dienste 
des nichtärztlichen Personals der 
Ärztin Dr. B berechtigt war. Nach 
Auffassung der beteiligten Ärzte 
handelte es sich um Leistungen, 
die unter die Befreiungsvorschrift für 
heilberufliche Leistungen zu subsu-
mieren sind. 
Der Bundesfinanzhof schloss sich 
dieser Meinung nicht an. Unter die 
umsatzsteuerrechtliche Befreiungs-
vorschrift für heilberufliche Leis-
tungen von Praxisgemeinschaften 
fallen nur solche Leistungen, die un-
mittelbar der Ausführung von heil-
beruflichen Tätigkeiten gegenüber 
Patienten dienen. Eine derartige 
Unmittelbarkeit liegt nicht vor, wenn 
Leistungen einer Ärztin ihrem Kolle-
gen zur Verfügung gestellt werden, 
damit er sie bei der Ausübung sei-
ner heilberuflichen Tätigkeit einset-
zen kann.

Eine Druckkündigung liegt vor, wenn 
Dritte vom Arbeitgeber unter Andro-
hung von Nachteilen die Entlassung 
eines bestimmten Arbeitnehmers ver-
langen. Zwei Fallgestaltungen sind 
zu unterscheiden: Bei der „unechten 
Druckkündigung“ ist das Verlangen 
des Dritten durch ein Verhalten des Ar-
beitnehmers oder eines personenbe-
dingten Grundes objektiv gerechtfer-
tigt. Kündigungsgrund ist primär also 
nicht der Druck des Dritten, sondern 
die Person oder das Verhalten des Ar-
beitnehmers. Eine „echte Druckkündi-
gung“ erfolgt dagegen aus betriebsbe-
dingten Gründen.

Das BAG stellt strenge Anforderun-
gen an die Zulässigkeit einer echten 
Druckkündigung (zuletzt Urteil vom 
18.07.2013 – 6 AZR 421/12). Der Ar-
beitgeber muss sich zunächst schüt-
zend vor den betroffenen Arbeitneh-
mer stellen. Nur wenn auf diese Weise 
die Drohung nicht abgewendet werden 
kann und bei Verwirklichung der Dro-
hung schwere wirtschaftliche Schäden 
(z. B. durch Abbruch von Geschäfts-
beziehungen) für den Arbeitgeber zu 
befürchten sind, kann die Kündigung 
sozial gerechtfertigt sein.
Die Kündigung muss das einzig prak-
tisch in Betracht kommende Mittel 

sein, um die Schäden abzuwenden. 
Im Fall des BAG hat eine Bank die 
Abgabe einer „Verlustübernahmeer-
klärung“ zugunsten eines Unterneh-
mens davon abhängig gemacht, dass 
eine bestimmte Mitarbeiterin entlassen 
wird. Ohne eine solche Erklärung hätte 
der Betrieb stillgelegt werden müssen, 
weshalb das Unternehmen dem Druck 
nachgegeben und der Mitarbeiterin 
gekündigt hat. Das BAG hat entschie-
den, dass diese Drucksituation die 
Kündigung rechtfertigen kann und hat 
das gegenteilige Urteil des LAG aufge-
hoben.
� Michael Henne, Fachanwalt für Arbeitsrecht

Übernahme von Bußgeldern durch 
den Arbeitgeber

Bußgelder sind Arbeitslohn

Der Bundesfinanzhof hatte im Jahr 
2004 entschieden, dass kein Arbeits-
lohn vorliegt, wenn ein Arbeitgeber 
aus eigenbetrieblichem Interesse die 
Zahlung von Verwarnungsgeldern 
übernimmt, die gegen seine Fahrer 
verhängt worden sind, weil sie das 
Halteverbot verletzt haben.
An seiner damals vertretenen Auf-
fassung hält das Gericht nicht weiter 
fest. Der wiederholte Verstoß eines 
Arbeitnehmers gegen die Straßenver-
kehrsordnung solle und könne nicht 
im eigenbetrieblichen Interesse des 
Arbeitgebers liegen. Vorteile haben kei-
nen Arbeitslohncharakter, wenn sie sich 
bei Würdigung aller Umstände nicht als 
Entlohnung, sondern lediglich als not-
wendige Begleiterscheinung betriebs-
funktionaler Zielsetzung erweisen. Das 
ist der Fall, wenn sie aus ganz überwie-
gend eigenbetrieblichem Interesse des 
Arbeitgebers gewährt werden.
Ein rechtswidriges Tun – auch, wenn 
es vom Arbeitgeber angewiesen wor-
den ist – ist keine beachtliche Grundla-

ge einer solchen betriebsfunktionalen 
Zielsetzung. Deshalb handelt es sich 
um Arbeitslohn, wenn der Arbeitgeber 
solche gegen seine bei ihm angestell-
ten Fahrer verhängte Bußgelder über-
nimmt.



Rückwirkender Wegfall der Grunderwerbsteuerbefreiung bei Umwandlung einer Personengesellschaft in eine Kapital-
gesellschaft

Der Fünfjahreszeitraum ist entscheidend

Wechselt der Eigentümer eines Grund-
stücks, löst dies im Regelfall Grund-
erwerbsteuer aus. Geht jedoch das 
Eigentum an einem Grundstück von 
einer Gesamthand, z. B. einer Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts oder Kom-
manditgesellschaft, auf eine andere 

Gesamthand über, so wird Grund
erwerbsteuer nicht erhoben, soweit an 
beiden Gesamthandsgemeinschaften 
dieselben Personen in demselben Ver-
hältnis beteiligt sind. Voraussetzung 
für die Grunderwerbsteuerbefreiung 
ist, dass sich der Anteil des einzelnen 
Gesamthänders am Vermögen der 
erwerbenden Gesamthand innerhalb 
von fünf Jahren nach dem Eigentums-
übergang nicht vermindert.
Unschädlich ist, wenn der Gesamthän-
der innerhalb des Fünfjahreszeitraums 
Anteile auf seinen Ehegatten, seine 
Lebenspartnerin bzw. Lebenspartner 
oder Personen, mit denen er in gera-
der Linie verwandt ist, überträgt. Aller-
dings müssen diese Personen ihre Be-
teiligung an der Gesamthand über den 
Fünfjahreszeitraum aufrechterhalten.
Wird allerdings die erwerbende Ge-
samthandsgemeinschaft innerhalb 
des Fünfjahreszeitraums in eine Kapi-
talgesellschaft umgewandelt, entfällt 
rückwirkend die Grunderwerbsteu-
erbefreiung. Während bei einer Ge-
samthandsgemeinschaft die Gesamt-
händer an dem Grundstück dinglich 
mitberechtigt sind (was Zweck der 
Grunderwerbsteuerbefreiung ist), ent-
fällt diese Mitberechtigung bei den Ge-
sellschaftern einer Kapitalgesellschaft.

Vereinfachtes Beispiel:
Bei einer grundstücksbesitzenden 
GmbH & Co. KG ist die GmbH nicht 
am Vermögen beteiligt, Kommanditis-
ten je zur Hälfte sind A und B. Die KG 
überträgt ein Grundstück auf eine Ge-
sellschaft bürgerlichen Rechts (GbR), 
an der A und B zu je 50 % beteiligt 
sind. A überträgt nach zwei Jahren die 
Hälfte seines Anteils auf seine Tochter 
T. Nach zwei weiteren Jahren wird die 
GbR in eine GmbH „umgewandelt“.
Die Übertragung des Grundstücks 
von der KG auf die GbR war von der 
Grunderwerbsteuer befreit. Ebenfalls 
von der Grunderwerbsteuer befreit 
war die Übertragung eines Teilanteils 
von A auf T. Durch die „Umwandlung“ 
der GbR innerhalb des Fünfjahreszeit-
raums entfällt rückwirkend die Grund-
erwerbsteuerbefreiung für die Übertra-

gung des Grundstücks von der KG auf 
die GbR.
Die vorgenannten Grundsätze gel-
ten auch in Fällen eines sog. fiktiven 
Grundstücksübergangs, der vorliegt, 
wenn mindestens 95 % der Anteile an 
einer Personengesellschaft auf neue 
Gesellschafter übergehen.

Abwandlung des Beispiels:
A und B übertragen ihre Kommandit-
anteile an der GmbH & Co. KG 1 auf 
eine GmbH & Co. KG 2, an der sie 
ebenfalls je zur Hälfte beteiligt sind. 
Die KG 2 wird nach drei Jahren in eine 
GmbH umgewandelt.
Da sich durch die Übertragung der 
Kommanditanteile der Gesellschafter-
bestand der KG 1 zu mindestens 95 % 
(im konkreten Fall zu 100 %) ändert, 
löst dieser Vorgang eigentlich Grund-
erwerbsteuer aus. Diese wird aber 
nicht erhoben, da an der erwerbenden 
Personengesellschaft dieselben Per-
sonen in demselben Verhältnis beteiligt 
sind. Durch die spätere Umwandlung 
der KG 2 in eine GmbH entfällt rück-
wirkend die Grunderwerbsteuerbefrei-
ung. Schuldnerin der Grunderwerb-
steuer ist die KG 1.
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Unser Service im Internet
Dieses aktuelle Heft, aber auch älte-
re Ausgaben der Mandantenzeitung 
finden Sie unter der Adresse:
www.fischercollegen.de
Diese fachlichen Informationen sind nach bestem 
Wissen und Kenntnisstand erstellt worden, können 
den zugrundeliegenden Sachverhalt jedoch oftmals 
nur verkürzt wiedergeben.

Die Komplexität und der ständige Wechsel der 
Rechtsmaterie machen es daher notwendig, Haf-
tung und Gewähr für die Angaben auszuschließen. 
Bitte beachten Sie, dass die Informationen eine in-
dividuelle Beratung durch Ihren Steuerberater nicht 
ersetzen können.

Dieser Informationsbrief ist urheberrechtlich ge-
schützt. Jede vom Urheberrecht nicht ausdrücklich 
zugelassene Verwertung bedarf der schriftlichen 
Zustimmung der Herausgeber.


